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Report

>> In Deutschland leiden rund zwei Millio- 
nen Menschen an chronischer Herzinsuffi- 
zienz. Die Mortalität, der Leidensdruck und 
die Einschränkung der Lebensqualität der 
Betroffenen sind hoch. Und die medizinische 
Versorgung dieser Patientengruppe kostet 
circa drei Milliarden Euro pro Jahr; haupt- 
sächlich verursacht durch Behandlungen im 
Krankenhaus1. Die Nationale Versorgungs- 
Leitlinie chronische Herzinsuffizienz emp- 
fiehlt daher für Patienten mit einem erhöh- 
ten Mortalitäts- oder Hospitalisierungsrisiko 
eine strukturierte telefonische Betreuung 
und Tele-Monitoring, da die Teilnahme an 
Telemedizinprogrammen zu einer nachweis- 
lichen Reduktion der Sterblichkeit und der 
Anzahl Krankenhaustage führen kann 2,3,4.

Nun ist es jedoch so, dass die Kassen 
sehr gut wissen, dass die Teilnahmequote 
bei lediglich 2% ohne vorrangig telefonische 
Information liegt, aber bis auf 20 oder gar 
30% steigen kann, wenn eine vorrangig tele-
fonische Information eingesetzt wird.

Die Aufsichtsbehörde begründet ihr Ver-
bot damit, dass Telefonanrufe (damit auch 
die der Krankenkassen) eine unzumutbare 
Belästigung im Sinne des § 7 Absatz 2 UWG 
(„Telefonwerbung“) seien. Doch: Was hat 
ein Telefonanruf mit vielleicht sogar lebens-
wichtigen Informationen oder dem Angebot 
eines für den individuellen Patienten absolut  
nutzwertigen Versorgungsangebots mit Wer-
bung zu tun? 

Nun kann man den Aufsichtsbehörden der  

Eine Klarstellung durch den Gesetzgeber ist gefordert
Anlässlich der 95. Arbeitstagung der Aufsichtsbehörden der Sozialversicherungsträger vom 13. bis 14. November 2019 in 
Schwerin wurde der Beschluss aus der 85. Tagung (November 2014) bestätigt, dass „die Aufsichtsbehörden des Bundes und 
der Länder der Auffassung sind, dass bei der telefonischen Teilnahmeakquise im Rahmen von Selektivverträgen die Vorgaben 
des § 7 Absatz 2 UWG und die Wettbewerbsgrundsätze zu beachten sind“. Was die Aufsichtsbehörden mit „beachten“ meinen, 
haben sie in Briefen an die Krankenkassen klargestellt: Die Kasse darf ihre Versicherten nicht mehr ohne vorherige schriftliche 
Einwilligung telefonisch kontaktieren. Die Kassenaufsicht ist der Auffassung, dass der Telefonanruf eine unzumutbare Belä-
stigung im Sinne des UWG sei – selbst wenn es sich dabei um potenziell lebensrettende Informationen handelt. Von dieser 
Rechtsmeinung besonders gefährdet sind Menschen mit Herzschwäche – diese sind zugleich Hochrisikopatienten für Covid-19 
–, die erheblich von derartigen Angeboten profitieren könnten. Es ist anzunehmen, dass diese Menschen ein Interesse haben, 
vor einer Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes bewahrt zu werden. Deshalb bedarf es einer Klarstellung im Gesetz.

Verhindert das UWG lebensrettendes Home-Monitoring von Hochrisikopatienten?

Krankenkassen konzedieren, dass sie in 
durchaus guter Absicht eine telefonische An- 
sprache von Versicherten ohne vorherige 
schriftliche Einwilligung untersagt haben. 
Möglicherweise wollten sie Aktivitäten un-
terbinden, die vorrangig im wirtschaftlichen 
Interesse der Kassen lagen (z.B. Krankengeld- 
management). Doch haben sie eben nicht 
bedacht, dass die Versicherten selbst ein In-
teresse haben können, vor einer Verschlech-
terung ihres Gesundheitszustandes bewahrt 
zu werden, zum Beispiel wenn 
• �Patienten mit einem sehr hohen Risiko 

nach Krankenhausaufenthalten entlassen 
werden 

• �Lebensrettende Versorgungsmöglichkeiten 
vorhanden wären, diese aber noch nicht 
genutzt werden

• �Etwaige Probleme beim Entlassmanage- 
ment auftreten

• �Datengestützte Erkenntisse vorliegen, dass 
die Arzneimitteltherapie-Sicherheit ge-
fährdet ist

• �Hochrisikofaktoren vorliegen, weil Men- 
schen mit bestehenden Vor- und Grund- 
erkrankungen ein deutlich erhöhtes Ri- 
siko für einen schweren Verlauf der Covid- 
19-Erkrankung aufweisen (WIdO, s. S. 22).
In vielen Fällen würde das Einholen ei- 

ner schriftlichen Erklärung womöglich zu viel 
Zeit kosten oder vielleicht sogar überhaupt 
nicht möglich sein, so dass die Informatio- 
nen die Patienten nicht erreichen können. 
Daher bedarf es – um womöglich Menschen- 

leben retten zu können – einer dringenden 
Klarstellung durch den Gesetzgeber: Die 
Versicherten haben das Recht, von ihrer 
Krankenkasse über potenziell lebensrettende 
Versorgungsangebote – auch vorrangig tele- 
fonisch – informiert zu werden. Dabei könn-
te es sich eben um eine nutzwertige Leistung 
der Krankenkasse für ihre Versicherten han-
del, die keineswegs eine unlautere geschäft-
liche Handlung im Sinne des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb (UWG) darstellt.

Einen Vorstoß in diese Richtung hat bereits 
der Spitzenverband Bund unternommen und 
versucht, diesen in den Entwurf des „Zwei-
ten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei 
einer epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite“ einzubringen. Der Verband der Ersatz-
kassenen (vdek)5 hat diesen Vorschlag kom-
mentiert und auch befürtwortet, weil gerade 
in der aktuellen Corona-Krise „deutlich werde, 
dass die Krankenkassen Versicherte mit kon-
kreten Gesundheitsrisiken nicht zeitnah und 
hinreichend beraten und gezielt geeignete 
Gesundheitsleistungen anbieten können“. 

Darum sollten nach Ansicht des vdek ge-
setzliche Anpassungen im §11 SGB V vor- 
genommen werden, um kurzfristig Hand-
lungsmöglichkeiten zu realisieren. Der vdek- 
Vorschlag, nach dem Krankenkassen Ver-
sicherte „beim Vorliegen von konkreten 
Gesundheitsrisiken gezielt beraten und 
im Rahmen des Versorgungsmanagements 
individuell geeignete Gesundheitsleistun-
gen sowie darüber hinaus Leistungen zur 
allgemeinen und individuellen Gesund-
heitsvorsorge anbieten“ können sollen, 
ging jedoch dem damit konfrontierten BMG 
anscheinend noch etwas zu weit und wur-
de denn auch nicht in das eben beendete 
Pandemie-Gesetzgebungsverfahren einge-
bracht. Dennoch: Dafür sollte in den kom- 
menden Gesetzgebungsverfahren ganz drin-
gend eine Lösung gefunden werden. << 
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